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Vorsicht: Internet 
Praxis-Homepage auf Verträglichkeit mit dem Heilmittelwerbegesetz überprüfen – Unterlassungsforderungen oft haltlos

ÖLN – Der in der letzten Zeit auf-
eflammte Streit über die Zuläs-
igkeit von „Vorher/Nachher-Fo-
os“ sollte den Zahnarzt wachsam 
ei der Gestaltung seiner Praxis-
omepage sein lassen.

abei muss nicht nur die Frage ge-
stellt werden, ob der Zahnarzt 

orrekt mit den Urheberrechten ande-
er umgegangen ist, sondern auch, ob 
ie von ihm gewählte Darstellung über-
aupt mit dem Heilmittelwerbegesetz 

HWG) vereinbar ist.
Die Existenz des HWG ist Zahnärz-

en häufig gar nicht bewusst. Daher 

Das HWG findet nur dann Anwen-
dung, wenn sich die Werbeaussage auf 
die Erkennung, Beseitigung oder Lin-
derung von Krankheiten, Leiden, Kör-
perschäden oder krankhaften Be-
schwerden bezieht sowie auf operative 
plastisch-chirurgische Eingriffe, soweit 
sich die Werbeaussage auf die Verände-
rung des menschlichen Körpers ohne 
medizinische Notwendigkeit bezieht.

Demnach sind Werbeaussagen, die 
sich auf die Verhütung von Erkrankun-
gen beziehen, ebenso wenig vom HWG 
erfasst wie rein kosmetische oder äs-
thetische Behandlungen.

Auf den weiteren Seiten führt er aus, 
dass er sich der ästhetischen Zahnheil-
kunde verpflichtet fühlt, und zeigt Bil-
der von der Behandlung mit Veneers 
und „Vorher/Nachher-Bilder“ von ei-
nem durchgeführten Bleaching.

Es ist nicht unwahrscheinlich, dass 
Dr. Z unter Bezugnahme auf § 11 Nr. 4 
und 5 HWG durch einen konkurrieren-
den Zahnarzt abgemahnt und zur Ab-
gabe einer strafbewehrten Unterlas-
sungserklärung aufgefordert wird. Dies 
erfolgt in der Regel durch einen  
 

2334/03 vom 30. April 2004) fest-
gestellt hat, mit dem aus Artikel 12 
Grundgesetz garantierten Recht des 
Arztes auf Werbung nicht vereinbar. Es 
kommt vielmehr zu dem Ergebnis, 
dass die Vorschriften des HWG nur 
dann anzuwenden sind, wenn die 
Feststellung einer konkreten oder zu-
mindest mittelbaren Gesundheits-
gefährdung des Werbungsadressaten 
getroffen werden kann.

linie RL 2001/83/EG (Gemeinschafts-
kodex für Humanarzneimittel) Anwen-
dung finden dürfen, wonach die Öffent-
lichkeitswerbung für ein Arzneimittel 
keine Elemente enthalten darf, die in 
missbräuchlicher, abstoßender oder irre-
führender Weise bildliche Darstellungen 
der Veränderungen des menschlichen 
Körpers aufgrund der Wirkung eines Arz-
neimittels im menschlichen Körper oder 
in Körperteilen verwenden.

Bei „Vorher/Nacher-Fotos“ der 
Darstellung der Wirkung von Arznei-
mitteln (Lippenherpes-Creme) ist vom 
OLG Hamburg (Az. 3 U 182/07) bereits 
festgestellt worden, dass das Verbot von 
ÜSSELDORF – SPECTATOR bie-
t seinen Lesern zukünftig eine 

och größere Praxisnähe. Ab so-
rt finden Sie bei uns regelmäßig 

inen aktuellen Abrechnungstipp 
 in dieser Ausgabe zum Thema 
eniorenprophylaxe.

Sie haben eigene Namen, die be -
sonderen Prophylaxeprogramme 

r Senioren, wie „Prophylaxepro-
ramm 55 plus“, „… für Zähne über 
0“ oder „Vorsorge für Zähne, die viel 
eleistet haben“. Diese Spezialpro-
ramme vermögen zur Lebensquali-
t älterer Menschen Entscheidendes 

eizutragen. 
Die Wortschöpfung „Seniorenpro-

hylaxe“ ist sicher nicht glücklich, ob-
ohl jeder weiß, was gemeint ist: Es 

eht um ein spezielles Prophylaxeange-
ot für ältere Menschen in bedarfs-
erechter Ausprägung. Es gibt aber 

m Leistungsinhalt her eigentlich kei-
e Prophylaxeleistungen, die nur oder 
esonders für Senioren geeignet sind. 

Aber die Art, wie bei dieser Altersgrup-
pe Prophylaxe angeboten wird, die Zu-
sammenstellung der Leistungen und 
deren Intensität und Häufigkeit, die 
sollten maßgeschneidert sein.

Eine Besonderheit älterer Men-
schen ist, dass sie ggf. manuell unge-
schickter werden oder eine Behin-
derung haben. Hier muss altengerechte 

Diagnostik abschät-
zen, wozu der Be-
treffende nachhaltig 
im Stande ist.

Die klassische 
Zentralleistung auch 
für Senioren ist die 
Professionelle Zahn-
reinigung (PZR). De-
ren Anwendungs-
intervalle müssen 
ggf. verkürzt wer-
den, wenn der mög-
liche Eigen beitrag 
zur Mundhygiene 
abnimmt. 

Grundsätzliches 
Umschwenken kann geboten sein bei 
den Privatversicherten oder Beihilfebe-
rechtigten, die immer Professionelle 
Zahnreinigung (PZR) auf eigene Kosten 
in Anspruch genommen haben (nach 
§ 2 Abs. 3 GOZ) und nun in der jetzt zu 
langen Interimszeit so starke Beläge 
ausbilden, dass es zu Entzündungen 
und Gefährdung von Zähnen kommt. 

Nachforschung ergibt dann meist ei-
ne Änderung der Lebensumstände. Und 
dann muss festgestellt werden, dass nun 
spätestens die PZR den Charakter einer 
„auch Wohlfühlleistung“ gänzlich 
 

 
 
 
 
  
 verloren hat und zu einer drin-
gend erforderlichen Leistung geworden 
ist: Dann ist Analogberechnung zutref-
fend für eine häufiger nötige und in der 
Regel erstattungspflichtige Leistung.

Hier ist der Privatversicherte besser 
gestellt, falls der GKV-Patient nicht 
schon früh eine Zusatzversicherung 
mit präventiver Komponente abge-
schlossen hatte. 

Ein kurzer Hinweis zu einem Pro-
blem, das unterschätzt wird: Ältere 
Menschen sind oft Prothesenträger. 

Auch wenn die Instruktionen zur Pro
thesenpflege gut waren, so wirkt sich
nachlassende Geschicklichkeit auch
hier aus. Dann muss die PZR flankiert

werden von einer professio
nellen Prothesenreinigung
Ansonsten siedeln sich Kei
me und Pilze aus Prothe
sennischen sehr rasch
überall wieder an.

Eine Spezifität bei der
„Seniorenprophy laxe“ 

stellt die systematische Anwendung
von Chlorhexidin-Gel in einer Träger
schiene dar, eine Leistung, die ebenso
wie professionelle Prothesenreinigung
nur privat vereinbart werden kann. 

Zum Schluss sei betont, dass ältere
Mitmenschen die sorgende Hinwen
dung des Zahnarztes und seiner Fach
kräfte dankbar entgegennehmen und
Prophylaxe von vielen Älteren gerne in
Anspruch genommen wird. (Dr. Peter
H. G. Esser, GOZ-Berater bei der ZA
Zahnärztlichen  Abrechnungsgenos
senschaft eG Düsseldorf)  

Maßgeschneiderte Abrechnung
Professionelle Zahnreinigung bei Senioren kann von der „Wohlfühlleistung“ zur dringend erforderlichen Leistung werden 

Ältere Patienten nehmen das Prophylaxeangebot gerne in 

Anspruch.
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ch nicht die Tatsache, dass es rele-
nte Vorschriften für die zahnärztliche 
ßendarstellung enthält.
Das HWG dient dem Ziel, Patienten 

r unnötiger und unsachlicher Beein-
ssung im heiklen Bereich der Ge-

 
 

 
 

dezenten „Vorher/Nachher-Fotos“ im
Rahmen des HWG nicht mit der Euro
päischen Richtlinie in Einklang steh
und die Werbung an den Maßstäben
der Richtlinie und nicht des HWG zu
messen ist.
fo
to

lia
undheitswerbung zu schützen. Zu die-
em Bereich gehört jede Form der Wer-
ung, die der Zahnarzt für seine Praxis 
nd sich betreibt. Folglich ist jede 
ahnärztliche Werbung auch daraufhin 
u überprüfen, ob sie mit den Vorschrif-
en des HWG in Einklang steht.

Dies gilt in der Praxis vor allem für 
ie Internetpräsenz der Zahnarztpra-
is. Streit über die Inhalte einer zahn-
rztlichen Homepage entsteht häufig 
urch die in § 11 HWG normierten Ver-
ote für den Bereich der Öffentlich-
eitswerbung. In diesem Paragraphen 
erden zahlreiche Einzelverbotstat-
estände normiert. Hierbei handelt es 
ich unter anderem um die „Vorher/
achher-Fotos“, aber auch das Verbot 
er bildlichen Darstellung in Berufs-
leidung.

Konkurrenten, aber auch Zahnärzte-
ammern stellen auf Grundlage von Vor-
chriften des HWG immer wieder Unter-
assungsforderungen gegen Zahnärzte, 

as den Inhalt ihrer Homepage angeht. 
abei sind diese Forderungen häufig gar 
icht durch das HWG gedeckt. 

Im Streit über 
die zahnärztliche Home-

page werden am häufigsten die fol-
genden angeblichen Verstöße gegen 
das HWG gerügt:
– die bildliche Darstellung von Per-
sonen in der Berufskleidung oder bei 
der Ausübung der Tätigkeit von Ange-
hörigen der Heilberufe, § 11 Abs.1 Nr. 4 
HWG;
– die bildliche Darstellung der Wirkung 
eines Arzneimittels, eines Verfahrens 
oder einer Behandlung durch verglei-
chende Darstellung vor und nach der 
Anwendung, § 11 Abs. 1 Nr. 5 b HWG 
(sogenannte „Vorher/Nachher-Fotos“).

Nehmen wir als Beispiel die Home-
page des Zahnarztes Dr. Z.: Bereits auf 
der Startseite ist er mit seinem gesam-
ten Team in Berufskleidung abgebildet. 

Anwalt, der 
für die Abmahnung 

nicht unerhebliche Kosten in 
Rechnung stellt.

Soweit tatsächlich eine Verletzung 
von § 11 Nr. 4 und 5 HWG vorliegt, ist 
Dr. Z. gut beraten, wenn er die Unter-
lassungserklärung abgibt und den geg-
nerischen Anwalt bezahlt. Aber liegt in 
dem beschriebenen Internetauftritt 
überhaupt ein Verstoß gegen das HWG?

Legt man allein den Gesetzeswort-
laut zugrunde, sind die Beanstandun-
gen zutreffend. Dr. Z. ist in Berufsklei-
dung abgebildet und er verwendet 
„Vorher/Nachher-Bilder“. Die Vor-
schriften des HWG sind als sogenannte 
abstrakte Gefährdungsdelikte formu-
liert, was grundsätzlich bedeutet, dass 
– sofern der Wortlaut der Vorschrift er-
füllt ist – die Verbotswirkung eintritt.

Das ist aber, wie das Bundesverfas-
sungsgericht in der sogenannten „Bo-
tox-Entscheidung“ (BverfG, 1 BvR 

Diese Rechtspre-
chung ist inzwischen auch vom 

Bundesgerichtshof aufgegriffen worden 
(BGH I ZR 51/04 vom 1. März 2007). So 
hat der BGH zur Abbildung von Angehö-
rigen der Heilberufe in typischer weißer 
Berufskleidung auch bei beruflicher Tä-
tigkeit geurteilt, dass dies nur dann ver-
boten ist, wenn das Laienpublikum un-
sachlich beeinflusst und dadurch zu-
mindest eine mittelbare Gesundheits-
gefährdung bewirkt wird. Dient die Dar-
stellung im Schwerpunkt – wovon in 
den meisten Fällen ausgegangen wer-
den kann – allein der Imagewerbung der 
Praxis, ist die Darstellung nach Auffas-
sung des BGH von vornherein nicht am 
HWG zu messen. 

Bei der Verwendung von „Vorher/
Nachher-Fotos“ ist ebenfalls zu beach-
ten, dass eine verfassungskonforme 
Anwendung des HWG ein Verbot nur 
dann rechtfertigt, wenn eine Gefähr-
dung des Laienpublikums gegeben ist. 

Häufig wird auch nicht beachtet, 
dass die Vorschriften des HWG nur in 
Konformität mit der Europäischen Richt-

Es spricht viel dafür, dass die Euro-
päische Richtlinie auch auf die Wer-
bung für Verfahren und Behandlungen 
zu übertragen ist. Rechtssicherheit be-
steht jedoch noch nicht.

Es ist also zweifelhaft, ob in den von 
Dr. Z. verwendeten Bildern ein Verstoß 
gegen das HWG gesehen werden kann. 
Was allerdings viele abmahnende Kon-
kurrenten immer wieder übersehen ist, 
dass diese Diskussion hinsichtlich der 
„Vorher/Nacher-Fotos“ auf der Home-
page von Dr. Z. gar nicht zu führen ist. 
Das HWG ist nicht auf die Werbung für 
Prophylaxe oder rein kosmetische und 
ästhetische Behandlungen anzuwen-
den. Zu diesem Bereich gehören aber 
sowohl Veneers als auch Bleaching.

Um unliebsame Überraschungen 
zu vermeiden, sollte sich der Zahnarzt 
bei der Gestaltung seiner Homepage 
nicht allein auf seine Werbeagentur 
und seinen Grafiker verlassen, sondern 
auch qualifizierten rechtlichen Rat ein-
holen. (RA Frank Heckenbücker, Dr. 
Zentai – Heckenbücker Rechtsanwälte/ 
Partnerschaftsgesellschaft)  
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